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TOP 3:

Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Bundesmelde-
gesetzes 

- Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen -

Drucksache: 728/21

I. Zum Inhalt des Gesetzentwurfes 

Mit dem Gesetzentwurf sollen Privatpersonen vor missbräuchlichen Abfragen 

ihrer personenbezogenen Daten bei der Meldebehörde besser geschützt werden. 

Dies soll erreicht werden, indem die Voraussetzungen für die Erteilung einer 

Melderegisterauskunft angehoben werden. Künftig soll zur eindeutigen Identifi-

zierung der Person und zum Nachweis, dass es sich nicht um eine missbräuchli-

che Anfrage handelt, entweder eine dem Anfragenden bekannte (frühere) An-

schrift der gesuchten Person angegeben oder ein berechtigtes Interesse des An-

fragenden glaubhaft gemacht werden. Weiter soll die Identität des Antragstel-

lers oder im Falle der Antragstellung durch Dritte für eine andere Person auch 

die Identität der die Auskunft begehrenden Person offengelegt werden. 

II. Empfehlungen der Ausschüsse 

Der Rechtsausschuss empfiehlt dem Bundesrat, den Gesetzentwurf gemäß Ar-

tikel 76 Absatz 1 des Grundgesetzes nach Maßgabe beim Deutschen Bundestag 

einzubringen. 

Der federführende Ausschuss für Innere Angelegenheiten empfiehlt dem 

Bundesrat, den Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 1 des Grundgesetzes 

unverändert beim Deutschen Bundestag einzubringen. Der Ausschuss schlägt 

dem Bundesrat ferner vor, Herrn Minister Herbert Reul (Nordrhein-Westfalen) 

gemäß § 33 der Geschäftsordnung des Bundesrates für die Beratung des Ge-

setzentwurfes im Deutschen Bundestag und seinen Ausschüssen zu bestellen.

Wegen weiterer Einzelheiten wird auf BR-Drucksache 728/1/21 verwiesen.




